
A92 8* Apjij 1964
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Jur die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung!Ja

BetrVG § 4 Abs, 2 c, §§ 18, 19* 65, 82 Abs» 1 g; WO zum BetrVG § 26; ArbGG § 2 Abs» 1 Nr» 4 g,
§ 30 Abs, 2, § 89 Abs» 2c

Leitsätze; 10 Der mit der Jueitung verschiedener Steigerreviere unter Tage beauftragte Fahrsteiger im rheinisch­
westfälischen Steinkohlenbergbau ist leitender 
Angestellter i, S* des § 4 Abs a 2 e BetrVG:

2« Der Begriff des leitenden Angestellten ist in 
§ 4 Abs o 2_c BetrVG- nicht definiert (wie BAG- 11 , 
278 4~283_7 = AP Er« 1 zu. § 1 KSchG Personen- 
bedingte Kündigung) <,

5» Bs besteht kein Anlaß, den Begriff des leitenden Angestellten 1» 8» des § 4 Abs,. 2 c BetrVG1 eng 
auszulegen»

4» Das Gericht muß auch den Gründen, die für die Anfechtbarkeit einer Betriebsratswehl sprechen 
könnten; nachgehen, auf die sich die Beteiligten 
nicht mehr berufen (im Anschluß an BAG AP Br, 3 
zu § 18 BetrVG)»

5» Ben Antrag» cie Arbe it nebmere igen Schaft einesBetriebsangehörigen festzustellen, kann auch eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft stellen.
6» Bine Antragsänderung ist im Beschlußverfahren 

ebenso zu behandeln wie eine Klageänderung im 
Urteilsverfahren» Jedoch ist eine Antragsänderung in der rechtsmittelinstanz nach. Ablauf der 
Rechtsmittelfrist, die sich mit der Hechtsmittel-- 
begründungsfrist deckt, nicht mehr zulässig»

7» Bin. Antrag nach § 2 Abs» 1 Br» 4 g ArbGG, § 62 
Abs» g BetrVG ist gegenüber einem Antrag auf 
Feststellung der Unwirksamkeit einer Betriebsrats-- 
wähl ein aliud, nicht ein minus»

Aktenzeichen? A3B 2. 64
Beschluß des BAG -vom 28, April 1964 LAG Düsseldorf
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IHR 2/64
W  Ta 6/63 Düsseldorf

B e s c h l u ß  

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in 
der Sitzung vom 28. April 1964 durch den Präsiden­
ten Dr. Müller, die Bundesrichter Wichmann und 
Dr. Gröninger sowie die Bundesarbeitsrichter Dr. 
Eichler und Strempel beschlossen!
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Auf die Rechtsbeschwerde der Antragstellerin 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf - 1» Kammer - vom 13° November 1963 - 
1 BV Ta 6/63 - aufgehobene
'Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurück- 
verwiesen«

V o n  R e c h t s  w e g e n !  

G r ü n d e  %

L  Die Hüttenwerke Oberhausen AG sind Eigentümer 
Ge3? Steinkohlenseche Osterfeld« Im März 1963 wurde 
der Betriebsrat dieser Zeche neu gewählt« Die Wahl 
wurde in der Form der Gruppenwahl vorgenommen und 
auf den einzelnen Schachtanlagen getrennt nachein- 
ander durchgeführt °

Für die Wahl der Angestelltenvertreter waren 
sv,>ei Vorschlagslisten eingereicht«, und zwar die 
eine von der Industriegewerkschaft Bergbau und Ener­
gie, die andere von der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft , der Antragstellerin im vorliegenden 
Beschlußverfahren« Y/ahlberechtigt zur Wahl der An­
gestelltenvertreter waren nach der vom Wahlvorstand 
aufgestellten Wählerliste 328 Angestellte«

Bei der Aufstellung der Wählerliste hatte der 
V/ahlvorstand 45 Angestellte nicht berücksichtigt« 
Hiervon waren 13 solche Angestellte, die zur selb­
ständigen Einstellung und Entlassung berechtigt 
waren« Drei weitere waren Sicherheitsbeauftragte, 
acht weitere Ingenieure in Stabsstellung» Außerdem 
handelte es sich um den stellvertretenden Rechnungs-- 
fUhrer sowie um 2o Fahrsteiger. Von den 45 Angestellten
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waren z. Z. der Wahl 42 nicht mehr angestelltenver­
sicherungspflichtig. Ein Fahrsteiger, ein Ingenieur 
und der stellvertretende Rechnungsführer waren noch 
angesteiltenversicherungspflichtig.

Einem von einem Angestellten eingelegten Ein­
spruch gegen die Nichtaufnahme der 45 Angestellten 
in die Wählerliste gab der Wahlvorstand nicht statt. 
Er "berief sich dabei darauf, daß der Leiter der 
Zeche Osterfeld die Ansicht vertreten habe, es han­
dele sich bei den 45 Angestellten nicht um Arbeit­
nehmer im betriebsverfassungsrechtlichen Sinne.

Von den auf der Zeche Osterfeld beschäftigten 
Bergschülern machten 21, die an den Wahltagen die 
Schule besuchen mußten, von der Möglichkeit der 
Briefwahl1 Gebrauch. Diese Möglichkeit war ihnen 
durch den Wahlvorstand eröffnet worden. Dabei wur­
den die Bergschüler von dem Vorsitzenden bzw. von 
einem Mitglied des Wahlvorstandes in das Steiger­
zimmer bzw. in das Büro des Wahlvorstandes gebeten, 
wo sie die Unterlagen für die Briefwahl erhielten. 
Ein Teil der Bergschüler füllte die Stimmzettel 
sofort aus und gab sie in verschlossenem Wahlum­
schlag zurück.

Bei der Wahl wurden von den Angestellten 3o8 
Stimmen abgegeben, von denen drei ungültig waren.
172 Stimmen entfielen auf die Liste der Industrie­
gewerkschaft Bergbau und Energie, 133 auf die der 
Antragstellerin. Von den auf die Gruppe der Ange­
stellten entfallenden drei Betriebsratssitzen teilte 
der Wahlvorstand zwei auf die Liste der ersteren 
Gewerkschaft, den dritten auf die der Antragstelle­
rin zu. Er gab das Wahlergebnis am 25= März 1963 
durch Aushang bekannt.

- 4 -
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Am 8. April 1963 hat die Antragstellerin heim 
Arbeitsgericht einen Antrag "wegen Anfechtung der 
Betriebsratswahl" eingereicht. Sie hat mit ihm die 
Feststellung begehrt.
Io daß die Wahl gegen wesentliche Vorschriften 

über die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit und 
das Wahlverfahren verstoßen habe,

2o daß eine Berichtigung trotz Einspruchs nicht 
erfolgt sei,

3o daß durch den Verstoß das Y/ahlergebnis beein­
flußt worden sei«

Am Ende der Antragsschrift ist beantragt worden, 
die Wahl für ungültig zu erklären»

Das Arbeitsgericht hat den Antrag zurückgewie- 
sen. Gegen diesen Beschluß hat die Antragstellerin 
Beschwerde eingelegt« In der Beschwerdeschrift hat 
sie die Anträge gestellt festzustellen,
1, daß die 19 durch den angefochtenen Beschluß 

zu leitenden Angestellten erklärten Fahrstei­
ger keine leitenden Angestellten seien,

2. daß es sich bei der Aushändigung der Briefwahl­
unterlagen an 21 Bergschüler ohne jede Auffor­
derung im Zusammenhang mit einer Wahlbeeinflus­
sung um einen Verstoß gegen eine wesentliche 
Vorschrift des Wahl'verfahrens handele,

3c daß bei Zulassung der 19 Fahrsteiger und der 
drei ohnehin nicht zugelassenen versicherungs­
pflichtigen Angestellten sowie bei ordnungsge­
mäßer Wahl der 21 Bergschüler bzw. bei Nicht­
wahl derselben das Wahlergebnis anders ausge­
fallen wäre und die Möglichkeit umgekehrter 
Sitzverteilung gegeben gewesen sei»
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Im Termin vor dem Beschwerdegericht hat die 
Antragstellerin weiter beantragt festzustellen,
4o daß daher die in der Zeit vom l8. bis 22.3.1963 

durchgeführte Wahl der Angestelltenvertreter 
des auf der Zeche Osterfeld gebildeten Betriebs­
rates der Firma Hüttenwerke Oberhausen AG Ab­
teilung Bergbau rechtsunwirksam sei.

Bas Landesarbeitsgericht hat die Beschwerde zurück­
gewiesen.

Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt 
die Antragstellerin ihren Antrag, die Wahl der An­
gestelltenvertreter im Betriebsrat der Zeche Oster­
feld für ungültig zu erklären, weiter»
IIo Bie Ansicht des landesarbeitsgerichts, daß die 
Wahlanfechtung in rechter Form erklärt ist, läßt 
keine Rechtsfehler erkennen. Jedoch reichen die 
vom Landesarbeitsgericht getroffenen Feststellun­
gen in einem Punkte nicht aus, um endgültig ent­
scheiden zu können, ob das Anfechtungsbegehren be­
gründet ist oder nicht.
1. Bie Bedenken, die vom Betriebsrat in der Vor­
instanz in formeller Hinsicht gegen die Formulie­
rung der gestellten Anträge vorgebracht worden sind, 
greifen nicht durch. Zwar ist zuzugeben, daß die 
Antragsformulierung nicht immer sehr geschickt ge­
wesen ist. Gleichwohl ist der Ansicht des Beschwer­
degerichts zuzustimmen, daß daraus nicht auf die 
Unzulässigkeit des Anfechtungsbegehrens geschlossen 
werden kann.
a) Soweit in erster Instanz die Feststellung be­
gehrt war, die Wahl habe gegen wesentliche Wahlvor­
schriften verstoßen, wäre ein solcher Antrag auf 
ein unzulässiges Ersuchen um Erstattung eines Rechts­
gutachtens hinaus gelaufen. Anträge auf Feststellung,
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daß eine Berichtigung trotz Einspruchs nicht erfolgt 
sei und daß durch den Verstoß das Wahlergebnis be­
einflußt sei, begehren die Feststellung von Tat Sa­
chen« Auch das kann nicht Inhalt eines arbeitsge­
richtlichen Beschlußverfahrens sein«

In der Antragsschrift ist jedoch ausdrücklich 
erwähnt, daß es sich um ein Verfahren "wegen Anfech­
tung der Betriebsratswahl" handele» Auch ist am 
Ende der Antragsschrift die Feststellung begehrt 
worden, die V/ahl für ungültig zu erklären (Bl» 3 
der Vorakten)» Hiernach bestehen keine Bedenken 
gegen die Annahme, daß es sich doch um einen den 
Vorschriften des § l8 BetrVG entsprechenden Y/ahlan- 
feehtungsantrag handelte»
b) V/as die in der Beschwerdeinstanz gestellten 
Anträge angeht, so handelt es sich, rein äußerlich 
gesehen, bei dem den arbeitsrechtlichen Status der 
Fahrsteiger betreffenden Antrag zu 1) entgegen der 
Ansicht des Landesarbeitsgerichts um einen zuläs­
sigen Antrag nach § 2 Abs« 1 Nr« 4 g  ArbGG, § 82 
A.bs» 1 g BetrVG» Dieser Antrag erstrebte seinem 
Wortlaut nach die Feststellung, daß die Fahrstei­
ger Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsverfassungs­
gesetzes seien» Damit betrag er die Arbeitnehmer­
eigenschaft dieser Berufsgruppe und konnte deshalb 
Gegenstand eines arbeitsgerichtlichen Beschlußver­
fahrens sein»

Ein solcher Antrag konnte von einer im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaft (um eine solche handelt 
es sich bei der Antragstellerin streitlos) gestellt 
werden» Die Entscheidung, ob ein bestimmter Beleg­
schaftsangehöriger Arbeitnehmer im betriebsverfas­
sungsrechtlichen Sinne ist, kann nach § 2 Abs» -1
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Nr» 4 g ArbGG, § 82 Abs. 1 g BetrVG auch außerhalb 
eines Wahlanfechtungsverfahrens getroffen werden«
Sie ist von Hause aus geeignet, ein solches Verfah­
ren und die mit einer Neuwahl verbundenen Kosten 
zu vermeiden, insbesondere aber auch, für die Zu­
kunft im Hinblick auf die Wahlberechtigung und die 
Wählbarkeit bei den Betriebsratswahlen Klarheit 
über den Status des' Betreffenden zu schaffen« Da 
die Gewerkschaft nach § 18 BetrVG zur Wahlanfech­
tung berechtigt ist, muß ihr auch das Recht, ein 
Verfahren nach § 2 Abs, 1 Nr, 4 g ArbGG, § 82 Abs,
1 g BetrVG einzuleiten, zugebilligt werden. Es ent­
spricht das dem Zusammenhang und der Natur der 
Sache, ein Gesichtspunkt, der von Dersch-Volkmar, 
ArbGG, 6, Aufl«, § 8l Anm, 2, mit Recht für beacht­
lich gehalten wird.

Allerdings war im Streitfall ein solcher Antrag 
in erster Instanz nicht gestellt worden. In erster 
Instanz ist auch nur über den Wahlanfechtungsantrag 
entschieden v/orden. Es läge also eine Antragsände­
rung vor. Eine solche muß jedoch im arbeitsgericht­
lichen Beschlußverfahren so behandelt werden wie 
eine Klageänderung im Urteilsverfahren, Das folgt 
nicht nur aus dem Grundsatz der Prozeßökonomie (Ein­
sparung eines neuen Verfahrens), sondern auch dar­
aus, daß die Regeln des Urteilsverfahrens, soweit 
das möglich ist, auf das Beschlußverfahren ange­
wendet werden müssen (siehe § 8o Abs, 2, § 87 Abs,
2 ArbGG),

Zwar geht in solchen Bällen eine Instanz ver­
loren, Aber das können das Gericht und die übrigen 
Beteiligten verhindern! Ein Beteiligter kann einer 
Antragsänderung widersprechen, und das Gericht kann

-  8 -
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sodann den neuen Antrag zurückweisen. Beides ist 
jedoch im Streitfall nicht geschehen»

Nun stellt das Wahlanfechtungsverfahren gegen­
über dem Verfahren nach § 2 Abs« 1 Nr» 4 g  ArbGG,
§ 82 Abs. 1 g BetrVG eine besondere Verfahrensart 
dar» Denn die WäiLanfechtung kann auch auf andere 
Gründe als die Verkennung der Arbeitnehmereigen­
schaft gestützt werden, und die Frage der Arbeitneh­
mereigenschaft kann auch außerhalb einer Wahlanfech­
tung, z. Bo im Rahmen des § 65 BetrVG, eine Rolle 
spielen. Daraus folgt, daß mit dem unter l) der 
Beschwerdeschrift formulierten Antrag ein neuer 
selbständiger Streitpunkt in das Verfahren einge­
führt v/orden wäre, der unabhängig von der Frage 
der Y/ahlanfechtung hätte entschieden werden müssen.

Wenn die Antragstellerin, offensichtlich auf 
Veranlassung des Gerichts, erst im Termin zur Anhö­
rung der Beteiligten in der Beschwerdeinstanz den 
Anfechtungsantrag wieder aufgegriffen hätte, so 
wäre das allerdings wirkungslos. Denn § 89 Abs. 2 
ArbGG schreibt vor, daß die Beschwerdeanträge in 
der fristgebundenen Beschwerdeschrift enthalten 
sein müssen. Diese Formvorschrift "ist.'insoweit- streng 
auszulegen. Das rechtfertigt sich aus dem Beschleu­
nigungsgrundsatz, der das arbeitsgerichtliche Be­
schlußverfahren in besonderem Maße beherrscht und 
der beeinträchtigt werden könnte, wenn die Beteilig­
ten ihre Anträge nachträglich ändern oder ergänzen»
Ob für den Sonderfall der Wahlanfechtung das gleiche 
nicht auch mit Rücksicht auf die materiellrechtliche 
Frist des § l8KBetrVG gilt (siehe die zur Veröffent­
lichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts be­
stimmte Entscheidung in Sachen 1 ABR l/64

- ^
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28c April 1964), bedarf deshalb hier keiner Ent­
scheidung.

Hätte die Antragstellerin bis zum Schluß der 
Frist zur Begründung der Beschwerde, die sich mit 
der Beschwerdefrist deckt, lediglich den zu l) der 
dortigen Begehren formulierten Antrag, und zwar im 
Sinne eines Antrags nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 g ArbC-G,
§ 82 Kr. 1 g BetrVG, gestellt, so müßte also'die 
Frage, ob sie ihr Wahlanfechtungsbegehren aufrecht 
erhalten wollte und aufrecht erhalten hat, entgegen 
der Ansicht des Landesarbeitsgerichts verneint wer­
den. Das wäre auch mit Rücksicht darauf anzunehmen, 
daß es in der Beschwerdebegründung (Bl. 9o der Vor­
akten) heißts "Insgesamt gesehen war deshalb wenige:, 
im Interesse einer Neuwahl, sondern vielmehr wegen 
grundsätzlicher Klärung- der Frage, ob der Fahrstei­
ger im allgemeinen leitender Angestellter oder nicht 
leitender Angestellter ist, die Beschwerde hinrei­
chend erforderlich". Das könnte in der Tat darauf 
hindeuten, daß es der Antragstellerin zu diesem 
Zeitpunkt nicht mehr auf die Wahlanfechtung ange­
kommen wäre, sondern nur noch auf die Feststellung 
der arbeitsrechtlichen Stellung der Fahrsteiger. 
Gleiches gilt von dem Hinweis in der Beschwerdebe­
gründung auf die Bedeutung der Frage, ob die Fahr­
steiger leitende Angestellte sind, für die sich 
alle zwei Jahre wiederholenden Betriebsratswahlen 
des Bergbaues und auf die Wichtigkeit der Änderung 
des erstinstanzlichen Beschlusses für die zukünf­
tige Beurteilung des Fahrsteigers allgemein.

In dieser Erörterung erschöpft sich aber die 
Beschwerdebegründung nun nicht. Vielmehr wird in 
ihr auch auf die Frage eingegangen, wie es mit der

- Io -
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Briefwahl der Bergschüler stand« Hierzu ist sogar 
ein besonderer Antrag, nämlich der Antrag zu 2), 
gestellt worden. In ihm wie auch besonders im Antrag 
zu 3) der Beschwerdeschrift sind die Mängel hervor­
gehoben worden, unter denen nach Ansicht der Antrag­
stellerin das Wahlverfahren gelitten hat.

Weiter ist zu beachten, daß in erster Instanz 
ein eindeutiger Wahlanfechtungsantrag gestellt wor­
den war. Wenn dieser Antrag in der Beschwerdeschrift 
nicht wiederholt worden ist, so ist das zwar auffäl­
lig und fällt aus dem Rahmen des üblichen heraus. 
Andererseits, ist im Hinblick auf die Anträge zu 2) 
und 3) trotz der aufgezeigten Bedenken nicht mit 
ausreichender Klarheit zum Ausdruck gekommen, daß 
die Antragstellerin ihr Wahlanfechtungsbegehren 
aufgeben wollte und nur noch oder auch nur zusätz­
lich einen Antrag nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 g ArbGG,
§ 82 Abs. 1 g BetrVG stellen wollte.

Wie der erkennende Senat (BAG 4, 181 [l82] =
AP Nr. 26 zu § 2 ArbGG5 BAG AP Nr. 1 zu § 80 ArbGG) 
bereits ausgesprochen hat, ist das Gericht im Be­
schlußverfahren bei der Auslegung der Anträge freier 
gestellt als im Urteilsverfahren. Zur Auslegung der 
Anträge kommt es auf deren Begründung an. Im Streit­
fall kann aus der Beschwerdebegründung entnommen 
werden, daß es der Antragstellerin nicht nur noch 
um die Präge der Arbeitnehmereigenschaft der fähr­
st eiger ging, sondern nach wie vor um die der Wahlan­
fechtung. Denn andernfalls wären weder die Anträge 
zu 2) und 3) der Beschwerdeschrift, die für sich - 
d. h. ohne Berücksichtigung der Begründung - betrach­
tet bei dem Abstellen des Gesetzes auf die Wahlan­
fechtung als reine Zwischen-Feststellungsanträge

-  1 1  -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11 -

unzulässig wären, noch wäre der Umstand erklärlich, 
daß die Antragstellerin in der Beschwerdebegründung 
Ausführungen zur Briefwahl der Bergschüler gemacht 
hat.

Der im Termin zweiter Instanz weiterhin gestellte 
Antrag zu 4), dem, wie dargetan, eine selbständige 
Bedeutung nicht zukommt, diente somit nur der Klar­
stellung. Das folgt auch daraus, daß in ihm gesagt 
ist, "daher" (nämlich aus den in den Anträgen zu 
l) Wi'S 3) erwähnten Gründen) sei die Wahl unwirk­
sam. Das allein war also nach wie vor Gegenstand 
des Verfahrens; denn auch dem Antrag zu l) kam nach 
alledem, insbesondere aber bei dem gerade erwähnten 
Umstand ("daher"), in Wahrheit eine selbständige 
Bedeutung nicht zu.

Die Rechtsbeschwerde macht somit allein einen 
Anfechtungsantrag geltend. Das ist nicht zu bean­
standen, da dieser nach den Ausführungen zu a) und
b) im bisherigen Verfahren allein gestellt und 
nicht fallen gelassen war. Dagegen ist ein Antrag 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 g ArbGG, § 82 Abs. 1 g BetrVG 
nicht im Streit. Die Frage nach der Arbeitnehmer­
eigenschaft der Fahrsteiger spielt nur im Rahmen 
der Prüfung der Anfechtungsgründe eine Rolle. Die 
Antragstellerin hat das Jetzt zusätzlich noch da­
durch klargestellt, daß sie den unter l) in der 
Beschwerdeschrift dem Wortlaut nach gestellten An­
trag in dritter Instanz formell nicht wieder aufge­
griffen hat.
2. Die Antragstellerin trägt in der Rechtsbe- 
schwerde vor, daß sie die Wahlanfechtung nur noch 
auf die Verkennung der Arbeitnehmereigenschaft der 
Fahrsteiger stützen will. Diese Einschränkung

12 -
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hinsichtlich der Anfechtungsgründe bindet den Senat 
jedoch nicht» Dieser hat bereits in der Entschei­
dung AP Nr. 3 zu § 1Ö BetrVG ausgesprochen, daß mit 
Rücksicht auf die im arbeitsgerichtlichen Beschluß­
verfahren herrschende'Offizialmaxime und das im be­
triebsverfassungsrechtlichen Fragen dem Gericht einge­
räumte weitgehende Aufsichtsrecht sämtliche Anfechtungs­
gründe, auf die das Gericht im Laufe eines ordnungs­
gemäß in Gang gebrachten Verfahrens stößt, von Amts 
wegen berücksichtigt werden müssen, gleichgültig, 
ob sich die Beteiligten darauf berufen oder nicht»
Daraus folgt, daß ein Anfechtungsgrund auch später 
nicht wirksam fallen gelassen werden kann*

Die Prüfung aller im vorliegenden Verfahren 
zutage getretenen Anfechtungsgründe führt zu folgen­
dem Ergebniss
a) Aus den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
folgt, daß hinsichtlich der drei Sicherheitsbeauftrag­
ten sowie der sieben nicht angestelltenversicherungs­
pflichtigen Ingenieure in Stabsstellung kein begrün­
deter Anhalt für eine Anfechtbarkeit besteht* Mit 
diesem Punkt hat sich die Antragstellerin schon in 
zweiter Instanz nicht mehr befaßt» Aufgrund der 
hierzu vorgetragenen und von der Antragstellerin 
nicht bestrittenen Tatsachen kann mit dem angefoch­
tenen Beschluß unbedenklich davon ausgegangen wer­
den, daß jene Personen nicht Arbeitnehmer im Sinne 
dos Betriebsverfassungsrechts sind»
b) Wenn die Rechtsbeschwerde erklärt, sie wolle 
auch hinsichtlich der Bergschüler keine Bedenken 
mehr geltend machen, so sind damit diejenigen Tat­
sachen unstreitig gestellt worden, aus denen das 
Landesarbeitsgericht geschlossen hat, daß hinsichtlich
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der Behandlung der Bergschüler kein Anfechtungsgrund 
vorliegto Rechtsirrtümer sind insoweit in den Ent­
scheidungsgründen des angefochtenen Beschlusses nicht 
zu erkenneno

Das Bestrehen des Wahlvorstandes ging offensicht­
lich dahin, eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu 
erzielen» Deshalb wurde den Bergschülern die Teilnah­
me an der Wahl so bequem wie möglich gemacht« Es wur­
den ihnen keine zusätzlichen Wege und kein zusätz­
licher Zeitaufwand zugemutet« Das entspricht der Ten­
denz des Gesetzes, das eindeutig vorsieht, daß jeder 
Betrieb ab einer bestimmten Mindestgröße der Beleg­
schaft einen Betriebsrat haben soll, daß sich aber 
auch möglichst viele Wahlberechtigte an der Y/ahl be­
teiligen» Dem dienen gerade die Vorschriften der 
§§ 26 ff der Wahlordnung zum Betriebsverfassungsge­
setz über die Briefwahl«

Da der Wahlvorstand diese Vorschrift also in 
einer dem Zweck des Gesetzes entsprechenden Weise 
angewendet hat, bestehen keine Bedenken hinsichtlich 
der Behandlung.der Bergschüler, die für eine Anfecht­
barkeit der Betriebsratsftahl sprechen könnten« Daß 
Beeinflussungsversuche nicht festzustellen sind, 
hat das Landesarbeitsgericht in rechtlich einwand­
freier Weise ausgeführt« Prozeßrügen gegen die hier­
mit im Zusammenhang stehenden Feststellungen des 
Landesarbeitsgerichts hat die Rechtsbeschv/erde nicht 
erhoben»
c) Es ist unstreitig, daß drei Personen zu Unrecht 
in der Liste der Wahlberechtigten nicht enthalten 
gewesen sind» Es ist jedoch rechtlich nicht zu be­
anstanden, daß das Landesarbeitsgericht die Ansicht 
vertritt, das sei ohne Einfluß auf das Wahlergebnis 
geblieben«

14 -
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Ein Verstoß des V/ahlvorstandes gegen § 19 BetrVG 
könnte nur berücksichtigt werden, wenn er sich auf 
das Wahlergebnis hätte auswirken können (BAG 4? 63 
[75] = AP Hr. 1 zu § 19 BetrVG). Das war aher nicht 
der Ball, Denn es Bestehen keine Bedenken anzunehmen, 
daß diese drei Personen sich in keinem Pall, und 
zwar weder aktiv noch passiv, an der Wahl beteiligt 
hätten. Es ist nicht bestritten, daß sie sich nicht 
einmal danach erkundigt haben, ob sie in der Wahl­
liste standen. Zudem hatten sie unwidersprochen das 
Schreiben der Arbeitgeberin in Empfang genommen, nach 
dem diese sie zu den leitenden Angestellten zählte. 
Diese sind nicht wahlberechtigt. Die Nichtaufführung 
dieser drei Personen in der Wählerliste ist somit 
bei Würdigung jener beiden Umstände ohne Einfluß auf 
das Wahlergebnis geblieben.
d) Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt somit 
ab von der Präge, ob Pahrsteiger leitende Angestellte 
im Sinne des § 4 Abs. 2 c BetrVG sind. Diese Präge 
ist umstritten. Sie wird bejaht von Hueck, Der lei­
tende Angestellte in der Betriebsverfassung, Heft 1 
S. 2l ff; ders., Anm. zu AP 548Nf4 112; Kratz, Die 
Union, 1954 S. 174 ff5 Dietz, BetrVG, 3. Aufl., § 4 
Anm. 63; Höcker, SAE 54 S. 134; Bulla, Pestschrift 
für Herschel S. 153; Boldt, Recht des Bergmanns,
3. Aufl., S. 92 und 652; ders., Bergfreiheit, 1961 
S. 261 (mit weiteren Hinweisen auf S. 269 Anm. ll); 
LAG Düsseldorf AP 54 Nr. 111. Verneint wird sie von 
Pitting-Kraegeloh-Auffarth, BetrVG, 6. Aufl., § 4 
Anm. 18 ; Rick, Bergbau und Wirtschaft, Beilage 3/56 
S. 17 ff.

Das Landesarbeitsgericht hat sich der erstge­
nannten Meinung angeschlossen. Dem muß, soweit es

-  1 5  -
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sich um die unter Tage mit der Leitung von Steiger­
revieren beauftragten Fahrsteiger (Grubenfahrsteiger) 
handelt, zugestimmt werden»

Zu Recht betont das Landesarbeitsgericht zunächst, 
daß das Gesetz (§4 Abs» 2 c BetrVG) den Begriff 
des leitenden Angestellten nicht definiert (so schon 
BAG 11, 278 [283] = AP Nr» 1 zu § 1 KSchG Personen­
bedingte Kündigung; vgl» dazu auch die Zitate bei 
Galperin-Siebert, BetrVG, 4« Aufl., § 4 Anm. 2o).
Denn das Gesetz verlangt einfachhin, daß die in 
§ 4 Abs. 2 c BetrVG genannten Personen von Hause 
aus leitende Angestellte sind (a. A. Neumann-Dues- 
berg, Betriebsverfassungsrecht, S. 154, der jedoch 
dem Gesetzeswortlaut ohne rechtfertigenden Grund nicht- 
ausreichend Rechnung trägt).

Mit Recht zählt das Landesarbeitsgericht den 
vorstehend angegebenen Kreis der Fährsteiger zu den 
leitenden Kräften. Ihnen unterstehen verschiedene 
Steigerreviere mit meist zwei bis drei Revierstei­
gern, vier bis sechs Schichtsteigern und vielen 
hundert Bergleuten. Darin ist eine bedeutende Qua­
lifizierung der bloßen Vorgesetzteneigenschaft zu 
sehen.

Wenn das Landesarbeitsgericht in diesem Zusam­
menhang meint, der Begriff des leitenden Angestell­
ten sei eng auszulegen, damit nicht einer großen 
Anzahl von Arbeitnehmern der Schutz des Betriebsver­
fassungsgesetzes entzogen werde (so auch Hueck, Der 
leitende Angestellte in der Betriebsverfassung, Heft 
1 S. 2 ff [8] = RdA 53,4471' f£447]), so ist dem al­
lerdings nicht zu folgen. Vielmehr schreibt das 
Gesetz selbst vor, daß nur ein bestimmter Teil der 
leitenden Angestellten nicht als Arbeitnehmer im

-  16 -
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Sinne des Gesetzes gilt, nämlich nur der Teil, bei 
dem die weiteren Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 c 
BetrVG vorliegen,, Es besteht deshalb keine Veranlas­
sung, entgegen seiner allgemeinen Passung den Be­
griff des leitenden Angestellten anders auszulegen, 
als er nach dem üblichen Sprachgebrauch nun einmal 
ausgelegt v/erden muß.

Nach diesem Sprachgebrauch wird derjenige, dem 
in einem so erheblichen Umfang wie dem mit der Lei­
tung verschiedener Steigerreviere unter Tage beauf­
tragte Pahrsteiger Aufsichts-, Anweisungs- und Kon- 
trollfunktionen übertragen sind, allgemein als lei­
tende Kraft angesehen.

Eine weitere Voraussetzung dafür, daß ein Angestell­
ter unter die dritte Alternative des § 4 A"bs„ 2 c 
BetrVG fällt, ist das Pehlen der Angestelltenversi­
cherungspflicht wegen Überschreitens der Pflichtver­
sicherungsgrenze o Dieser Punkt ist hinsichtlich der 
hier allein noch interessierenden 19 Pahrsteiger un­
streitig. Auf den Unterschied zwischen der Angestell- 
ten-Rentenversicherung und der Knappschafts-Renten­
versicherung kommt es nicht an, da sich die Betrage 
in beiden Versicherungen decken. Auch geht es nur um 
die zahlenmäßige Mindestgrenze.

Das Gesetz fordert weiter, daß es sich um Ange­
stellte handeln muß, die Aufgaben wahrnehmen, die 
regelmäßig wegen ihrer Bedeutung für den Bestand 
und die Entwicklung des Betriebs nur aufgrund beson­
deren persönlichen Vertrauens des Arbeitgebers be­
stimmten Personen im Hinblick auf deren besondere 
Erfahrungen und Kenntnisse übertragen werden. Hierzu 
untersucht und bejaht das Landesarbeitsgericht hin­
sichtlich der 19 Pahrsteiger ausdrücklich die Präge

- 17 -
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nach der Wahrnehmung von Aufgaben, die für den Bestand 
und die Entwicklung des Betriebes von Bedeutung 
sind, sowie die Frage, ob die Fahrsteiger mit der 
Erledigung ihrer Aufgaben im Hinblick auf ihre be­
sonderen Erfahrungen und Kenntnisse betraut sind» 
Insoweit lassen seine Ausführungen bei der Tätig­
keit der Grubenfahrsteiger keinen Rechtsverstoß er­
kennen»

Dazu, ob die Fahrsteiger Personen sind, denen ihre 
Aufgaben regelmäßig aufgrund besonderen persönlichen 
Vertrauens des Arbeitgebers übertragen werden, nimmt 
das landesarbeitsgericht zwar nicht mit der gleichen 
Ausführlichkeit Stellung» Es betont aber auf S. 21 
Abs» 4 des angefochtenen Beschlusses, ipit der Wahr­
nehmung derart wichtiger Aufgaben werde die Werks­
leitung nur solche Personen beauftragen, denen sie 
persönlich vertraut» Damit will das Landesarbeits­
gericht offensichtlich sagen, daß auch diese Vor­
aussetzung (Übertragung von Aufgaben aufgrund be­
sonderen persönlichen Vertrauens des Arbeitgebers) 
vorliegt»

Wenn das Gesetz den Begriff der Regelmäßigkeit 
verwendet, so ergibt sich daraus, daß die Beantwor­
tung der Frage nach dem Vorl-iegen der Voraussetzun­
gen des § 4 Abs» 2 c dritte Alternative BetrVG auch 
tatsächliche Elemente enthält» Es kommt nämlich 
hiernach darauf an, wie es "regelmäßig" gehandhabt 
wird» Abzustellen ist somit auf die in dem betref­
fenden Berufskreis bestehende Übung.

Eine solche Übung in dem betreffenden Berufs­
kreis wird allerdings vom Landesarbeitsgericht nicht 
ausdrücklich festgestellt» Der Senat ist jedoch 
selbst in der Lage zu sagen, daß die beteiligten

18 -
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Berufskreise den Fahrsteiger unter Tage zu den leiten­
den Angestellten zählen, dem seine Aufgaben regelmäßig 
aufgrund besonderen persönlichen Vertrauens des Ar­
beitgebers zugeteilt werden« Denn das ergibt sich 
aus dem vom Oberbergamt Dortmund, dem die Anschauung 
der beteiligten Berufskreise sicherlich vertraut 
ist, erstatteten Gutachten.» Das Ergebnis dieses 
Gutachtens ist wiedergegeben in der in AP 54 Nr»
111 abgedruckten Entscheidung des LAG Düsseldorf, 
es kann somit vom Rechtsbeschwerdegericht verwertet 
werden,

Angesichts dieses Gutachtens und des Umstandes, 
daß die Präge nach dem Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 2 c dritte Alternative BetrVG teilweise 
tatsächliche Elemente enthält, so daß die Entschei­
dung des Beschwerdegerichts vom Senat nicht in vollem 
Umfang nachgeprüft werden kann, sind revisible Ver­
stöße des angefochtenen Beschlusses gegen Rechtsnormen 
insoweit nicht erkennbar, als es sich um die mit der 
Leitung mehrerer Steigerreviere unter Tage beauf­
tragten Pahrsteiger handelt» Das gilt umso mehr, 
weil es ein Erfahrungssatz, im Streitfall aber auch 
vom Landesarbeitsgericht ausdrücklich festgestellt 
und in der Rechtsbeschwerde nicht in Abrede gestellt 
ist, daß die Pahrsteiger im vorstehend genannten 
Sinn u = a. die Gedinge aushandeln, d» h„ eine Tätig­
keit verrichten, die über die der an enge Grenzen 
gebundenen Arbeits-Zeitnehmer weit hinausgeht. Die 
Pahrsteiger sind insoweit also in einem ganz beton­
ten Sinne Vertreter des Arbeitgebers und Gegenspie­
ler der Arbeitnehmero Bei der Präge des Lohnes han­
delt es sich um eine der wichtigsten materiellen 
Prägen des Arbeitsverhältnisses überhaupt» Diese 
Prägen werden regelmäßig nur behandelt und geregelt
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von Personen, die das besondere Vertrauen der Seite 
besitzen, die sie vertreten*,
e) Das eben Gesagte gilt jedoch nur für die Fahr­
steiger, die mit der Leitung mehrerer Steigerre­
viere unter Tage betraut sind« Neben ihnen gibt es 
erfahrungsgemäß noch Fahrsteiger, die nicht die 
Leitung über mehrere Reviersteigerabteilungen unter 
Tage haben, sondern als Wetter-, Maschinen-, Elek- 
tro-Fahrsteiger u» ä. eingesetzt sind» Solche Fahr­
steiger gibt es erfahrungsgemäß auf fast allen Stejn- 
kohlenzechen des Ruhrreviers» Es ist davon auszu­
gehen, daß sie auch auf der Zeche Osterfeld beschäf­
tigt werden»

Mit Fahrsteigern der' letztgenannten Art befaßt 
sich der angefochtene Beschluß nicht» Das stellt 
einen Verstoß gegen das im Interesse der ordnungs­
gemäßen Anwendung des materiellen Rechts zu beach­
tende: • Gebote allseitiger Prüfung dar, der zur Auf­
hebung dieses Beschlusses nötigt» Da hinsichtlich der 
Tätigkeit dieser Fahrsteiger vom Landesarbeitsgericht 
keine Feststellungen getroffen werden und die Art 
der Beschäftigung dieses Kreises der Fahrsteiger 
erfahrungsgemäß auch auf den einzelnen Schachtanlagen 
unterschiedlich ist, kann der Senat insoweit in der 
Sache nicht selbst entscheiden» Er muß den Rechts­
streit in die Vorinstanz zurückverweisen»

Die Zurückverweisung erübrigt sich nicht etwa 
aus dem Grunde, weil dieser Kreis von Fahrsteigern 
ebenfalls ohne weiteres und von vornherein zu den 
arbeitgeberähnlichen Personen im Sinne des § 4 
Abs» 2 c BetrVG gerechnet werden könnte. Wenn auch 
die Antragstellerin selbst (Blatt 88 der Vorakten) 
alle Fährsteige^zu den Oberbeamten rechnet, so
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besagt das in diesem Zusammenhang doch ebensowenig 
wie der Umstand, daß sie außertariflich bezahlt 
werden und in einem Verband der leitenden Angestell­
ten organisiert zu sein pflegen» Auf diese Merkmale 
stellt § 4 Abs. 2 c BetrVG nicht ab» Die Feststellung, 
ob seine Voraussetzungen vorliegen, kann ohne genaue 
Kenntnis der Tätigkeit dieser einzelnen Fahrsteiger, 
deren Zahl im übrigen bisher nicht einmal angegeben 
ist, nicht getroffen werden»

Die Zurückverweisung ist schließlich auch nicht 
mit Rücksicht darauf überflüssig, daß durch eine 
Aufnahme dieses Kreises der Fahrsteiger in die Wäh­
lerliste das Wahlergebnis nicht hätte beeinflußt 
werden können» Denn auf Seite 15 der Beschlußaus­
fertigung bezeichnet es das Landesarbeitsgericht 
als möglich und stellt' damit insoweit eine Tatsache 
fest, daß der eine oder andere Fahrsteiger bei der 
Wahl kandidiert und dadurch vielleicht das Wahlre­
sultat beeinflußt hätte.

gez. Dr. Müller Dr. Gröninger Wichmann

Dr. Eichler Strempel
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